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Letter of Intent: 

Versorgungssteuerung auf Ebene der 12 Berliner Verwaltungsbezirke im Rahmen der 

Bedarfsplanung auf Landesebene auf der Grundlage des Bedarfsplans 2013 

 

zwischen 

Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales Berlin 
Oranienstraße 106, 10969 Berlin 

- nachfolgend als SenGS bezeichnet - 

und 

Kassenärztlicher Vereinigung Berlin 
Masurenallee 6A,  14057 Berlin 

- nachfolgend als KV bezeichnet - 

und 

der AOK Nordost – Die Gesundheitskasse,  

handelnd als Landesverband Berlin gemäß § 207 Abs. 4 SGB V 

 

den Ersatzkassen, 

 

BARMER GEK 

Techniker Krankenkasse (TK) 

DAK-Gesundheit 

Kaufmännische Krankenkasse - KKH 

HEK – Hanseatische Krankenkasse 

hkk 

 

gemeinsamer Bevollmächtigter mit Abschlussbefugnis 

gemäß § 212 Abs. 5 Satz 7 SGB V 

Verband der Ersatzkassen e.V. (vdek), 

vertreten durch die Leiterin der vdek-Landesvertretung Berlin/Brandenburg, 
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dem BKK Landesverband Mitte 

Siebstraße 4 

30171 Hannover, 

 

der BIG direkt gesund 

handelnd als IKK-Landesverband Berlin, 

 

der Knappschaft – Regionaldirektion Berlin 

 

sowie 

 

der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG) 

landwirtschaftliche Krankenkasse 

 
- nachfolgend als Kassen bezeichnet - 

Präambel 

Die genannten Partner sind sich darin einig, gemeinsam die ambulante vertragsärztliche Ver-

sorgung in Berlin weiter zu entwickeln. Der im Einvernehmen zwischen den Berliner Kranken-

kassen und der Kassenärztlichen Vereinigung Berlin aufgestellte Bedarfsplan 2013 weist auf 

der Grundlage der Bedarfsplanungsrichtlinie für alle Arztgruppen, die der Bedarfsplanung unter-

liegen, das Land Berlin als Planungsbereich aus. Zu den primären Zielen des Bedarfsplans 

2013 gehört es, das ausgewogene Versorgungsangebot zu erhalten, abzusichern, weiter zu 

stabilisieren und in der Perspektive eine noch gleichmäßigere Entwicklung zu gewährleisten. 

Um die regionalen Unterschiede zwischen den Verwaltungsbezirken anzugleichen, setzen sich 

die Partner dieser Vereinbarung für eine Versorgungssteuerung auf der Ebene der Berliner 

Verwaltungsbezirke ein.   

Ziele und Inhalte 

Die Bedarfsplanungsrichtlinie räumt die Möglichkeit ein, regionale Abweichungen bei der Be-

darfsplanung zu vereinbaren, wenn dies durch besondere Versorgungsbedürfnisse gerechtfer-

tigt ist. In diesem Zusammenhang wurde durch die Bedarfsplanungsrichtlinie insbesondere 

auch die Möglichkeit geschaffen, neben dem Demografiefaktor sozio-ökonomische Faktoren zu 

berücksichtigen.  
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Die Auswirkungen des Sozialindex auf den Versorgungsbedarf wurden durch die Senatsver-

waltung für Gesundheit und Soziales berechnet. Hierzu wurde der Sozialindex mit einem aus 

den Abrechnungsdaten generierten Morbiditätsindex (zur Abbildung des Versorgungsbedarfes) 

zunächst für die Hausärzte korreliert. Die Korrelation erwies sich als sehr hoch.  

 

In vergleichbarer Systematik zum Demografiefaktor führt die um den Sozialindex angepasste 

modifizierte Verhältniszahl zu einem veränderten Versorgungsgrad. Durch die Anwendung ei-

nes durch die Berücksichtigung des Sozialindex höheren oder ggf. abgesenkten Versorgungs-

bedarfes zwischen den Verwaltungsbezirken soll eine Versorgungssteuerung unterstützt wer-

den, die Praxisverlegungen in bislang unterdurchschnittlich gut versorgte Bezirke erleichtert, 

während sie Praxisverlegungen in ohnehin schon überdurchschnittlich gut versorgte Bezirke 

verhindert. 

 

Die Partner dieser Vereinbarung sind sich darüber bewusst, dass die Entscheidungskompetenz 

über Verlegungsanträge bei den Zulassungsgremien liegt. Gemäß § 24 Abs. 7 der Zulassungs-

verordnung für Ärzte hat der Zulassungsausschuss bei der Entscheidung über Verlegungsan-

träge zu  prüfen, ob Gründe der vertragsärztlichen Versorgung der Verlegung entgegenstehen. 

Letztlich muss er positiv feststellen, dass Gründe der vertragsärztlichen Versorgung der Verle-

gung nicht entgegenstehen. Mit der Empfehlung der Vertragspartner dieser Vereinbarung, den 

Versorgungsgrad auf Bezirksebene unter Berücksichtigung einer modifizierten Verhältniszahl 

mit Demografiefaktor und Sozialindex zu verwenden, sollen den Zulassungsgremien Kriterien 

an die Hand gegeben werden, die die Ausschüsse bei ihrem Prüfauftrag unterstützen.  

Die Vertragspartner dieser Vereinbarung erwarten von einer Versorgungssteuerung auf Ebene 

der Berliner Verwaltungsbezirke, dass sich die regionalen Unterschiede in der ambulanten ver-

tragsärztlichen Versorgung der 12 Berliner Verwaltungsbezirke angleichen und hierdurch die 

Versorgungssituation in den bislang unterdurchschnittlich gut versorgten Bezirken langsam, 

aber dafür nachhaltig verbessert werden wird.  

Einig sind sich die Vertragspartner darin, dass eine Versorgungssteuerung auf der Ebene der 

12 Berliner Verwaltungsbezirke neben der hausärztlichen Versorgung auch für die patientenge-

bundene fachärztliche Versorgung anzustreben ist. 
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Zeitplan 

 

September   Die Zulassungsgremien im Zulassungsbezirk Berlin erhalten bezirksbezo- 

Oktober 2013 gene Aufstellungen der regionalen Versorgungsgrade mit einer modifizier-

ten Verhältniszahl, die für die Hausärzte sowohl den Demografiefaktor als 

auch den Sozialindex berücksichtigt. Die Berücksichtigung erfolgt in addi-

tiver Form, d. h. der Demografiefaktor und der Faktor aus dem Sozialin-

dex werden addiert. Anschließend wird die dadurch gebildete Summe 

durch zwei geteilt. Hierdurch wird ein gemittelter Faktor gebildet, mit dem 

die allgemeine Verhältniszahl multipliziert wird. Für die Kinderärzte wird 

ebenfalls der Sozialindex berücksichtigt. Für die übrigen Arztgruppen wird 

der regionale Versorgungsgrad unter Berücksichtigung des Demo-

grafiefaktors berechnet, soweit die Anwendung des Demografiefaktors 

nicht nach § 9 Abs. 2 Bedarfsplanungs-Richtlinie ausgeschlossen ist. Zu-

gleich geben die Partner dieser Vereinbarung gemeinsam eine Empfeh-

lung gegenüber den Zulassungsgremien ab, bei Entscheidungen über 

Praxisverlegungen nach § 24 Abs. 7 der Ärzte-ZV auch den regionalen 

Versorgungsgrad unter Berücksichtigung des Demografiefaktors und  bei 

den Hausärzten zusätzlich den Sozialindex bei ihren Prüfungen zu be-

rücksichtigen, um den Zielen der Bedarfsplanung nach einer gleichmäßi-

geren Entwicklung des Versorgungsangebotes, insbesondere in den 

Hausarztgruppen und den Facharztgruppen der patientengebundenen 

fachärztlichen Versorgung besser zu entsprechen. Zu der patientenge-

bundenen fachärztlichen Versorgung gehören die Augenärzte, Chirurgen, 

Frauenärzte, Hautärzte, HNO-Ärzte, Nervenärzte, Orthopäden, Psycho-

therapeuten, Urologen, Radiologen, Facharztinternisten, Kinder- und Ju-

gendpsychiater, Neurochirurgen, Nuklearmediziner, Fachärzte für physi-

kalische und rehabilitative Medizin und Strahlentherapeuten.  

 

August   Über die Auswirkungen der Versorgungssteuerung auf Ebene der Berliner 

/September 2014 Verwaltungsbezirke erstellen die Partner dieser Vereinbarung auf der Ba- 

sis der Zahlen zum Stichtag 30.06./01.07.2014 einen Zwischenbericht. 

Dieser Zwischenbericht soll darstellen, welche Auswirkungen die Versor-

gungssteuerung auf den regionalen Versorgungsgrad seit dem 

01.07.2013 gehabt hat.  
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Der Bericht soll insbesondere ausweisen, in wie vielen Fällen einer Verle-

gung in durchschnittlich schlechter versorgter Bezirke entsprochen wor-

den ist, in wie vielen Fällen und aus welchen Gründen einer Verlegung in 

überdurchschnittlich gut versorgte Bezirke zugestimmt worden ist und in 

wie vielen Fällen ein Verlegungsantrag abgelehnt worden ist. Die Aufstel-

lung soll nach Arztgruppen und Verwaltungsbezirken gegliedert werden. 

Sie soll ggf. auch Verbesserungsvorschläge einer regionalen Versor-

gungssteuerung enthalten. Ferner soll für weitere Facharztgruppen der 

patientengebundenen fachärztlichen Versorgung der Sozialindex berech-

net und vorgelegt werden.   

 

August   Die Partner dieser Vereinbarung erstellen einen Abschlussbericht für die 

September 2015  Erprobung einer Versorgungssteuerung auf Ebene der Berliner Verwal- 

tungsbezirke. Unter Einbezug und Fortschreibung der Ergebnisse des 

Zwischenberichtes soll der Abschlussbericht Empfehlungen darüber ent-

halten, ob die Versorgungssteuerung auf Ebene der Berliner Verwal-

tungsbezirke ein geeignetes und ausreichendes Instrumentarium zu einer 

gleichmäßigeren Entwicklung der ambulanten vertragsärztlichen Versor-

gung in den Berliner Verwaltungsbezirken darstellt. Sollte dies nicht der 

Fall sein, sind in den Abschlussbericht konkrete Empfehlungen darüber 

aufzunehmen, welche Maßnahmen geeignet und notwendig sind, um eine 

gleichmäßigere ambulante vertragsärztliche Versorgung in den Berliner 

Bezirken auch in Zukunft abzusichern. Dies schließt insbesondere auch 

ein, für bestimmte Arztgruppen eine Bedarfsplanung auf Ebene der 12 

Berliner Verwaltungsbezirke einzuführen.  

 

Transparenz und Datenschutz 

Die Partner dieser Vereinbarung informieren den Landesausschuss und das Gemeinsame Lan-

desgremium nach § 90 a SGB V über die Ergebnisse der Erprobung einer Versorgungssteue-

rung auf der Ebene der 12 Verwaltungsbezirke. Darüber hinaus informieren die Partner dieser 

Vereinbarung ihre Gremien im erforderlichen Umfang.   

Eine darüber hinausgehende Öffentlichkeitsarbeit soll zwischen den Partnern dieser Vereinba-

rung zuvor abgestimmt werden.  
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Die Partner dieser Vereinbarung beachten die Vorgaben nach dem Landesdatenschutz- und 

Bundesdatenschutzgesetz soweit Rückschlüsse auf einzelne Personen möglich sind. 

 

Inkrafttreten und Geltungsdauer 

Diese Absichtserklärung tritt am Tag ihrer Unterzeichnung durch alle Partner in Kraft. Sie endet 

mit der Abstimmung über den Abschlussbericht zur Erprobung einer Versorgungssteuerung auf 

Ebene der 12 Berliner Verwaltungsbezirke.  

 

Schlussbestimmungen/Protokollnotiz 

Diese Absichtserklärung begründet für keinen der Partner eine Verpflichtung zum Abschluss 

weiterer Kooperationsvereinbarungen. Jeder Partner trägt seine Kosten selbst, die im Zusam-

menhang mit der Einhaltung dieser Absichtserklärung entstehen.  

 

Sollte das Statistische Landesamt die für den Zwischenbericht und Abschlussbericht erforderli-

chen altersgewichteten Bevölkerungszahlen für die Berliner Verwaltungsbezirke nicht bis spä-

testens zum 15.09. mit dem Stichtag 30.06. des jeweiligen Jahres zur Verfügung stellen, ver-

schiebt sich der Termin zur Erstellung der Berichte um 6 Monate und erfolgt ausschließlich auf 

der Grundlage von Daten zum Stichtag 31.12. des jeweiligen Jahres. 

Unterschriften 

 

Ort, Datum    _____________________________________________  

Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales Berlin 

 

 

Ort, Datum                            _____________________________________________  

Kassenärztliche Vereinigung Berlin 
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Ort, Datum                            _____________________________________________  

AOK Nordost -  Die Gesundheitskasse 

 

 

Ort, Datum                            _____________________________________________  

                                                  Verband der Ersatzkassen e.V. (vdek) 
                                                  Die Leiterin der vdek-Landesvertretung Berlin/Brandenburg 
 

 

Ort, Datum                            _____________________________________________  

                                                  BKK Landesverband Mitte 
                                                  Landesvertretung Berlin/Brandenburg 
 
 

 

Ort, Datum                            _____________________________________________  

                                                  BIG direkt gesund 
 

 

 

Ort, Datum                            _____________________________________________  

                                                  Knappschaft – Regionaldirektion Berlin 
 

 

 

Ort, Datum                            _____________________________________________  

                                                  SVLFG als landwirtschaftliche Krankenkasse  
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